
Ausweitung des Gesundheitsschutzes:  
der Herausforderung begegnen
Das Fehlen bezahlbarer Gesundheitsversorgung trägt dazu bei, dass jedes Jahr Millionen von Menschen in Armut 
abrutschen. Daher gewinnt die Frage, wie sich ein Gesundheitsschutz für alle besser finanzieren lässt, zunehmend 
an Aktualität. Nirgends ist diese Herausforderung größer als in den Entwicklungsländern, und gerade in Hinblick 
auf diese Länder bleibt das Bedürfnis, das Wissen über gute Praxis zu teilen, am dringendsten. Zu diesem Zweck 
unterstreicht der vorliegende Brennpunkt aktuelle Gedanken über die Ausweitung des Gesundheitsschutzes.

Hans-Horst Konkolewsky, Generalsekretär 
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Gesundheitsschutz ist zu einem der heiß diskutierten Themen 
der Sozialpolitik geworden. Angesichts internationaler Enga-
gements für globale Verbesserungen bei Gesundheitsniveaus, 
nicht zuletzt im Rahmen der Armutsbekämpfung, vermag dies 
nicht zu überraschen. Ein weiteres Thema ist das gestiegene 
Risiko neuer globaler Pandemien wie SARS oder Vogelgrippe, 
während alte ansteckende Krankheiten wie Cholera, Gelbfieber 
und Tuberkulose wieder auf dem Vormarsch sind. Aber un-
abhängig davon bleibt der Mehrheit der Weltbevölkerung der 
Zugang zu einer bezahlbaren Gesundheitsversorgung versagt. 
Als eine Maßzahl der Herausforderung sei daran erinnert, dass 
geschätzte 100 Millionen Menschen alljährlich verarmen, weil 
sie keinen Zugang zu erschwinglicher medizinischer Versor-
gung haben.1

Neben diesem Tribut an menschlichen Existenzen sind auch 
die wirtschaftlichen Kosten von unterentwickelten Gesund-
heitssystemen erheblich: So werden die afrikanischen Län-
der mit der höchsten HIV/Aids-Rate im Jahr 2020 mit ihren 
nationalen Einkommen 20 Prozent unter dem Wachstumsziel 
bleiben.2 Aber trotz des wachsenden Bewusstseins von der 
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Bedeutung einer besseren Gesundheitsversorgung bleiben viele 
praktische Herausforderungen für die Ausweitung des Zu-
gangs zum Gesundheitsschutz bestehen.

Bei den entscheidenden politischen Fragen für Entwicklungs-
länder geht es um die Identifizierung eines Mindestpakets 
an Gesundheitsleistungen, das für die Bevölkerung bereit-
gestellt werden sollte, die Auswahl des/der zu verwendenden 
Finanzierungsmodells/e und die Gewährleistung der nötigen 
institutionellen Infrastruktur und Humanressourcen, damit 
die Leistungen effizient und effektiv erbracht werden können.

Nationale Entwicklung  
und Gesundheitsausgaben
Der für die Gesundheit ausgegebene Betrag und die Art, wie 
er finanziert wird, wird meist durch den Entwicklungsstand 
des jeweiligen Landes beeinflusst. Je reicher im Allgemeinen 
das Land ist, umso mehr gibt es aus. Im Durchschnitt wenden 
Länder mit hohen Einkommen etwa 10 Prozent ihres BIP für 
Gesundheit auf, Länder mit mittleren Einkommen 6 Prozent 
und Länder mit geringen Einkommen weniger als 5 Prozent. 
Es ist bezeichnend, dass die meisten Länder mit niedrigen 
Einkommen weniger als USD 34 pro Kopf für die Gesundheit 
ausgeben. Die Weltgesundheitsorganisation empfiehlt diesen 
Betrag als Zielwert für die jährliche Mindestausgabe für we-
sentliche Leistungen.2

Eine damit verbundene Frage ist das Erreichen einer gerech-
teren Ressourcenverteilung. In vielen Entwicklungsländern 
wird ein Großteil der verfügbaren Gelder meist tertiären Ein-
richtungen in großen Städten zugewiesen. Daher bleiben die 
Prioritäten der primären Gesundheitsversorgung der Mehrheit 
oft unterfinanziert.

Und internationale Hilfe ist auch kein Allheilmittel: Meist ist 
die Finanzierung durch Geldgeber an Programme gegen be-
stimmte Krankheiten gebunden wie Tuberkulose, Malaria und 
HIV/AIDS. Deshalb ist die Möglichkeit der Finanzierung von 
Behandlungen bei anderen Krankheiten ausgeschlossen.

Daher spielen in Ländern mit geringeren Einkommen Zuzah-
lungen eine bedeutende Rolle und können bis zu 60 Prozent 
der gesamten Gesundheitsausgaben ausmachen. In Ländern 
mit hohen Einkommen sind es dagegen nur etwa 20 Prozent.2

Es herrscht ein breiter Konsens, dass Zuzahlungen aus der 
eigenen Tasche Gruppen mit niedrigeren Einkommen be-
nachteiligen. Es kann sogar dazu führen, dass Personen keine 
Behandlung in Anspruch nehmen oder sie abbrechen, und 
damit möglicherweise ihren Gesundheitszustand verschlim-
mern, was dann wiederum eine komplexere und teurere 
Behandlung erfordert. Und die eventuell daraus resultierende 
Arbeitsunfähigkeit kann zu einem Verlust der Erwerbsfähig-
keit führen. 

Da die internationale Hilfe nicht immer ausreichend auf die 
vorrangigen Bedürfnisse der Empfänger ausgerichtet ist, fällt 
es vielen Entwicklungsländern mit begrenzten Steuereinnah-
men schwer, die nötigen Finanzmittel sicherzustellen. 

Aufgrund der vielen Herausforderungen in Verbindung 
mit Steuererhebung, Arbeitsmärkten und Infrastruktur der 
Gesundheitsversorgung neigen Entwicklungsländer dazu, 
eine Kombination der oben genannten Modelle einzusetzen. 
Obwohl internationale Hilfe die Gesundheitsausgaben deutlich 
ergänzen kann, birgt der kombinierte Einsatz dieser verschie-
denen Finanzierungsmethoden und institutionellen Struktu-
ren Schwierigkeiten für die Umsetzung einer kohärenten und 
integrierten Politik.

Ausweitung der Deckung  
in Entwicklungsländern
Steuerfinanzierte nationale Gesundheitssysteme, die univer-
sellen Zugang zu dem gleichen Leistungspaket bieten, gelten 
manchmal als sozial am gerechtesten. Aber um gut zu funk-
tionieren, benötigen sie angemessene und nachhaltige Haus-
haltseinnahmen, die in Ländern mit geringen Einkommen 
selten gewährleistet sind. Wenn die Deckung wegen fehlender 
Steuereinnahmen nicht möglich ist, müssen Beitragsansätze 
erwogen werden.

Soziale Krankenversicherungssysteme gelten als am gerech-
testen, wenn die nationale Deckung relativ gut entwickelt ist, 
so dass in der Praxis reichere Beitragszahler Geringverdiener 
subventionieren. Und doch bleibt der Deckungsgrad im Rah-
men von sozialen Krankenversicherungen in vielen Ländern 
gering, und die Beitragshinterziehung ist ein Problem. Der 
Grund dafür kann sein, dass das System nicht flexibel genug ist 
und spezifischen Gesundheitsbedürfnissen und verschiedenen 

Finanzierung des Gesundheitsschutzes

Länderansätze zur Finanzierung von Gesund-heitssystemen 
versuchen gewöhnlich, die Gesundheitskosten durch 
Risikopools auf Bevölkerungsgruppen zu verteilen. Meist 
werden vier vorherrschende Finanzierungsmodelle3 verwendet:

Nationale Gesundheitsdienste – werden überwiegend 
aus dem allgemeinen Steueraufkommen finanziert, wobei 
Dienstleistungen weitgehend über öffentliche Einrichtungen 
erbracht werden.

Soziale Krankenversicherungssysteme – gewöhnlich 
durch Lohnabgaben finanziert, können als einheitliche 
nationale Organisation oder mehrere verschiedene 
Organisationen betrieben werden und können in die 
Dienstleistungserbringung den öffentlichen und den privaten 
Sektor einbeziehen.

Krankenversicherungspläne – private Krankenversicherung, 
die gewöhnlich durch freiwillige individuelle Risikoprämien 
finanziert wird, Dienstleistungen werden häufig durch 
Vertragsdienstleister erbracht.

Gemeinschaftsgestützte Krankenversicherung – von 
Gemeinschaften oder kleinen Personengruppen als Mittel zum 
Risikopooling organisiert, durch freiwillige Beiträge finanziert 
und manchmal durch öffentliche Subventionen unterstützt.
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Beitragsfähigkeiten unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen 
nicht Rechnung tragen kann.

Als Möglichkeit, die beitragsfinanzierte Deckung auf Gruppen 
mit geringen Einkommen auszuweiten, bieten sich staatliche 
Beihilfen an. Die Frage hier lautet nun: Wie lassen sich die 
entsprechend berechtigten Armen identifizieren und adminis-
trativ erfassen? Die Problematik wird durch die oft schwachen 
administrativen Fähigkeiten der öffentlichen Verwaltung und 
das Vorherrschen der informellen Wirtschaft in Entwicklungs-
ländern noch komplexer.

Natürlich sind nicht alle Arbeitnehmer des informellen Sektors 
arm. Dies bedeutet, dass verschiedene Ansätze verwendet 
werden können, um den Gesundheitsschutz auf verschiedene 
Gruppen der Arbeitnehmer im informellen Sektor auszuwei-
ten – für solche, die finanziell in der Lage sind, Beiträge zu 
entrichten, und für solche, die dies nicht sind.

Während einige dafür sind, für Nichtarme individuelle Risi-
koprämien einzusetzen3, sehen andere Ansätze die gemein-
schaftsgestützten Krankenversicherungssysteme vor. Ein 
weiterer Ansatz fordert die Stärkung der Verwaltungen der 
sozialen Krankenversicherung, um Beiträge besser einzuholen 
und Zielgruppen zu erreichen. 

Parallelentwicklungen
In vielen Entwicklungsländern besteht ein Trend zur parallelen 
Einführung von sozialer Krankenversicherung für Arbeitneh-
mer des formellen Sektors und freiwilliger gemeinschaftsge-
stützter Krankenversicherung für Personen im informellen 
Sektor. Gemeinschaftsgestützte Systeme können zwar eine 
Möglichkeit zur Ausweitung der Deckung bieten, sind aber 
nicht ohne Risiken.

Gewöhnlich macht die geringe Größe des Versicherungspools 
die gemeinschaftsgestützten Systeme anfällig für kumuliertes 
Kostenrisiko sich wiederholender oder katastrophenhafter Ver-
sicherungsereignisse. Eine Lösung, die von der IVSS und ihren 
Partnern untersucht wird, ist der Aufbau von Verbindungen 
zwischen gesetzlichen und gemeinschaftsgestützten Systemen, 
wobei diese sich gegenseitig unterstützen oder einander rück-
versichern.4

Erbringung der Leistungen
Entwicklungsländer müssen sich einer doppelten Gesundheits-
belastung stellen: Infektionskrankheiten und immer mehr 
chronische Erkrankungen. Obwohl Verhaltensmuster eine Rol-
le spielen, müssen die grundlegenden sozialen Determinanten 
für Gesundheit erst noch angegangen werden. Ferner ist auch 
die Sicherung eines angemessenen Zugangs zu Arzneimitteln 
eine weitere wichtige Herausforderung.

Neben Lösungen für die finanziellen Zwänge von Entwick-
lungsländern erfordern erste Schritte zur Bewältigung dieser 
Doppelbelastung und zur Erbringung besserer Gesundheits-
leistungen die Festlegung eines Pakets mit Grundleistungen 
und die Erstellung einer nationalen Arzneimittelliste. Aber 

diesbezügliche Fortschritte bleiben durch die anhaltende 
Abwanderung vieler Fachkräfte des Gesundheitswesens aus 
Entwicklungsländern in entwickeltere Länder gefährdet. Diese 
spezielle Herausforderung kann nicht überschätzt werden.

Wie geht es weiter?
Zu den Millenniums-Entwicklungszielen zählt die Verringe-
rung der Kindersterblichkeit, die Verbesserung der Gesund-
heitsbedingungen bei Mutterschaft, die Bekämpfung von 
Krankheiten und die Verbesserung des Zugangs zu Arzneimit-
teln. Um jedoch diese Millenniums-Ziele bis 2015 zu ver-
wirklichen, wird eine deutliche Erhöhung der Gesundheits-
finanzierung benötigt, und diese lässt sich weder sofort noch 
leicht erreichen. Inzwischen legt es die gute Praxis nahe, dass 
in allen Ländern folgenden Elementen mehr Aufmerksamkeit 
geschenkt wird:
–	 das Mindestleistungspaket mit notwendigen Gesundheits 

leistungen für alle
–	 geeignete(s) Finanzierungsmodell(e) für die Risikoverteilung
–	 nötige institutionelle und regulatorische Strukturen und
–	 die Mittel, um alle Herausforderungen beim Aufbau  

integrierter, kohärenter und nachhaltiger Gesundheits
systeme zu bewältigen.
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